
TOP 9. Aufnahme in die Oö. Bau-Übertragungsverordnung 2023 – Übertragung der 

baubehördlichen Kompetenzen für bauliche Anlagen die auch einer gewerbebehördlichen 

Genehmigung bedürfen an die zuständige Bezirkshauptmannschaft (Beratung und 

Beschlussfassung) 
 

§ 40 Abs. 4 Oö. Gemeindeordnung 1990 sieht vor, dass auf Antrag einer Gemeinde die Besorgung einzelner 

Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereichs, soweit es sich nicht um Angelegenheiten aus dem Bereich der 

Bundesvollziehung handelt, durch Verordnung der Landesregierung auf eine staatliche Behörde, z.B. auf die örtlich 

zuständige Bezirkshauptmannschaft, übertragen werden kann.  

Bereits seit 2003 ermöglicht die Oö. Bau-Übertragungsverordnung das Bauverfahren hinsichtlich jener baulichen 

Anlagen auf die Bezirkshauptmannschaft zu übertragen, die auch einer gewerbebehördlichen Genehmigung bedürfen. 

Voraussetzung für die Aufnahme in diese Landesverordnung ist ein entsprechender Beschluss des Gemeinderats auf 

Übertragung. 

Dadurch werden die bau- und gewerbebehördlichen Agenden nach dem „One-Stop-Shop-Prinzip“ bei einer Behörde 

(= Bezirkshauptmannschaft) konzentriert; mit allen Vorteilen für Wirtschaftstreibende, aber auch für Bürgerinnen und 

Bürger als Nachbarn solcher Anlagen. 

Die Übertragung umfasst nach § 2 Abs. 2 der Oö. Bau-Übertragungsverordnung 2023 das Baubewilligungs- und 

Bauanzeigeverfahren, die Angelegenheiten der Bauausführung und Bauaufsicht, die baupolizeilichen Maßnahmen (§ 15 

und §§ 24 bis 53 Oö. BauO 1994) sowie Meldeverpflichtungen nach § 21 Abs. 1 Oö. Abfallwirtschaftsgesetz 2009. 

Nach der Übertragung hat die Gemeinde im Rahmen ihres baubehördlichen Wirkungsbereichs ein Anhörungsrecht im 

Baubewilligungsverfahren und im Verfahren nach § 24a Oö. BauO 1994 (Baufreistellung). 

 

 





 



 

Beschluss: 

Die baubehördlichen Kompetenzen sollen hinsichtlich jener baulichen Anlagen, für die eine gewerbebehördliche 

Betriebsanlagengenehmigung erforderlich ist, auf die Bezirkshauptmannschaft …………….. übertragen werden. Die 

Gemeinde stellt daher gemäß § 40 Abs. 4 Oö. GemO 1990 bei der Oö. Landesregierung den Antrag auf Aufnahme in die 

Oö. Bau-Übertragungsverordnung 2023.  


